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Klägerin ■nd Revisionsbeklagte,

hat der '?O Senat des Bundessozialg®richts auf

die mündliche Verhandlung vom 280 August 1958,;

für Recht erkannte

" Auf die Revision der Beklagéen wird das Urteil

des Bayerischen Landessozialgerichtc
vom lloNoe

' vember 1955 aufgehoben° Die b'achc wird zur er—
neuten Verhandlung und Entscheidung an das Lan&

dessozialgericht zurückvcrwiesena

Von Rechts wegeno
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) ■

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


IIo

_ 2 „

G r ü n d e :
___—_...wun—u—v „- -. ...-..—

Die 1910 geborene Klägerin bezog bis zum 150 Juli 1953 Arbeits—

losenunterstützung (Alu)„ Ihr Antrag auf Arbeitslosenfürsorge—
‘unterstützung (Alfu) wurde vom Arbeitsamt Bayreuth mit Bescheid

vom 250 Juli 1955 abgelehnt„ weil sie nach 5 l in Verbindung

mit 5 5 der Bayerischen Verordnung über die Arbeitslosenfür—

sorge (Bayero Älqu0) nicht bedürftig seio Da die Klägerin mit

ihren Eltern im gemeinsamenHaushalt lebte und ihr Vater eine
Pension von monatlich 228„78 DM bezog, stellte das Arbeitsamt

unter Berücksichtigung eines Freibetrages von wöchentlich

530——DM für die Eltern einen anrechenbaren Betrag von wöchent—

lich l9980 DM fest9 der den Tabellensetz der Alfu (l9‚50 DM)

überstieg°

Die Klägerin erhob Einspruch, weil ihre Eltern sie wegen höhen

Alters nicht unterstützen könnten, und beantragte unter Hin—

weis auf © 99 Absol Satz 3 AVAVGin der Fassung des Änderungs—

gesetzes (ÄndG) vom 240 August l9539 ihr die Alu weiter zu ge-
währen, du sie eine ununterbrochene versicherungspflhhtige»Be—>

schäftigung von 183 Wechen nachweisen können Der Einspruch '

wurde durch Entscheidung des Spruchausschusses vom 90 September

1953 zurückge iesen, und zwar, soweit er die Alfu betraf, men—

gels Bedürftigkeit, soweit Weitergewährung der Alu beantragt

war, weil der Anspruch der Klägerin bereits vor Inkrafttreten

des ÄndG erschöpft war° Auf Antrag bevilligte ihr das Arbeits—

amt jedoch auf Grund der Erhöhung der Unterstützungssätze

durch das ÄndG mit Bescheid vom 170 September 1953 vom 3° Au—

gust an Alfu von wöchentlich —„60 DMO ‘

Die Berufung der Klägerin ging am 10 Januar 1954 als Klage

auf das Sozialgericht Bayreuth übero Die Klägerin begründete

sie umso damit? daß ihre Eltern wegen ihres hohen Alters nicht

mehr in einer Krankenkasse aufgenommen worden seien und monat—

lich für Heilmittel und Medikamente 35‚— bis 45‚— DM selbst

zahlen müssteno Hierzu legte sie Nachweise und in der mündli—

chen Verhendlung eine ärztliche Bescheinigung vor, wonach die

Eltern infolge des durch ihre Leiden bedingten sehr hohen Ärz—
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neimittelverbrauchs erheblich vermehrte Leb01sheltungskosten hät—

ten0

Mit Urteil vom 2° Juni 1954 wies des Sozialgericht die Klage men—

gels Bedürftigkeit abo Aufwendungen für Medikamente seien keine

Werbungskosten und könnten deshalb nicht berücksichtigt werdeno

In den Anrechnungsvorschriften des 5 6 der Bayero A1qu0 sei er—
sehöpfend geregelt„xvsnn Alfu gewährt werden könne‚ sie gingen den

Unterhaltsvorschriften des bürgerlichen Rechts vor9 sodaß @ 1603

des Bürgerlichen Gesetzbuches (BGB) nicht angewandt werden könneo

Berufung wurde nicht zugelassene

Auf die Berufung der Klägerin hob das Bayerische Landessozialge-

richt mit Urteil vom 11„ November 1955 das Urteil des Sozialge-

richts auf und verwies die Sache zur erneuten Entscheidung an

dieses zurücko Es sah die Berufung als nach 5 143 des Sozialge—

richtsgesetzes (SGG) zulässig eng @ 144 Abs„l Nr° 2 SGG stehe

nicht entgegen, da der Anspruch auf Älfu zeitlich grundsätzlich

nicht begrenzt sei9 im vorliegenden Falle aber auch ein Anspruch

auf mehr als 13 Wochen geltend gemacht werde9 nämlich für die Zeit

vom 16° Juli bis zum 180 Oktober 1955„ Der Einwand der Beklagten

in der mündlichen Verhandlung, der Anspruch auf Auszahlung für

die Zeit vom 10a bis zum 180 Oktober 1953 sei nach 5 116 AVAVG

verfallen9 berühre den Anspruch auf A1fu als solchen nicht„ Auch

durch @ 147 SGGwerde die Berufung nicht ausgeschlossen? da der

Streit zunächst um die Frage gehe9 ob überhaupt ein Anspruch der

Klägerin auf Alfu bestehe und welche rechtlichen Voraussetzungen

zum Bezug erfüllt sein müßteno Streitgegenstend sei also nicht
in erster Linie die Bereclnnng und damit die Höhe der A1fu°

In der Sache selbst ist de; Landessozialgericht der Auffassung

wie das Sozialgericht, da? die Anrechnungsvorschriften des 5 6

der Beyer° Alqu0 gegenüber den 55 1601 ffo BGB die spezielleren
Rechtsnormen sind und diesen damit vorgeheno Andernfalls würden

die Anrechnungsvorsehriften cegenstandslos werden„ Dagegen müsse

der Begriff Jerbungskosten" bei der Prüfung der Bedürftigkeit

weiter ausgelegt werden als im Steuerrecht° Mehraufwendungen,

die das Einkommen der Angehörigen in außergewöhnlicher Weise über—

mäßig belasten, müßten abgesetzt werden. Die Klärung dieser Sach-

'1age obliege den Soz'slgerichto

&
Revision ist zugelassen vordeno _—;—-‘“S "

r _ 4 „
JLaw – Gesetze und Urteile

(mobile App)
JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


_ 4 „

IIIo Gegen das am 260 April 1956 zugestellte Urteil hat die Beklagte

am 240 Mai 1956 Revision eingelegt und beantragt, unter Aufhe;.

bung des angefochtenen Urteils die Berufung der Klägerin gegen

das Urteil des Sozialgerichts als unbegründet zurückzuweisena

hilfsweise9 die Sache zur nochmaligen Verhandlung und Entschei—

dung an das Landessozialgericht zur&ckzuverueiseno Sie hat die

Revision am 220 Juni 1956 begründet und darin einen Verstoß ge—

gen 5 6 Abs„l Buchsto b der Bayer° Alqu0 gerügt° Der Auffassung
des Landessczialgeriehts„ daß diese Vorschrift als lex specialis

den 55 l60l ff° BGB vergeht, tritt sie bei9 wendet sich aber da—

gegen, außergewöhnliche Belastungen von der Anrechnung freizulas—

seno Dies widerspreche dem Wortlaut des Gesetzeso Nur der Gesetz_
geber könne etwaige Härten ausräumenc

Die Klägerin hat beantragt‚ die Revision zurückzuweiseno

Ivo Die Revision ist zulässig und begründet°

Streitgegenstand sind die Verweltungsakte der Beklagten vom 25oJu-

li 1953 in der Gestalt der Spruchaueschußentscheidung vom 90 Sep—

tember 19539 womit die Alfu mangels Bedürftigkeit abgelehnt wurde,

und vom 170 september 19539 mit dem der Klägerin eine Alfu von
wöchentlich —‚60 DM vom 3° August ab gewährt werden ist° Letzterer
Bescheid ist gemäß 5 96 Absul SGG Gegenstand des Verfahrens

ge—

werden()

-V; Der Senat hatte zunächst zu prüfen‚ ob schon die Berufung‘zuläe—

sig gewesen war° Zutreffend hat das Landessozialgericht festge—

stellt9 daß 5 144 Absol Nro 2 SGG sie nicht ausschließt9 da die

Alfu in ihrer Dauer nicht begrenzt isto Aber auch @147 SGGhat
nicht entgegengesterden° Nach dieser Vorschrift können in Ange-

legenheiten der Arbeitslosenversicherung Urteile mit der Berufung

nicht angefochten werden? die Beginn oder Höhe der Unterstützung

betreffeno Der erkennende Senat hat mit Beschluß vom 210 Dezember

1956 (BSGO4 so 211) und mit Urteil vom280 März 1957 (BSC-„55092 ?
Ä947) entschieden9 daß der Begriff “Arbeitslosenversieherung" im
5 147 SGG auch die Arbeitslosenfürsorge umfaßt° wenn der Streit

hier allein um die Höhe der Alfu gehen würde9 hätte das Urteil

des Sozialgerichts mit der Berufung nicht angefochten werden kön»

neno Der Ablehnungsbeseheid der Beklagten vom 250 Juli 1953 ver—
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neint Bedürftigkeit "im Sinne des 5 1 in Verbindung mit @3 der
Verordnung vom 2401101948 / 300501949"0 Wenn aber damit schon das

Vorliegen einer Grundvoraussetzung des Anspruchs nicht anerkannt

wird9 betrifft der Streit nicht allein die Höhe der Alfuc Dies

würde nur dann zutreffen„ wenn die streitige Anspruchsvorauom

setzung — die Bedürftigkeit — bejaht9 aber danach noch über die

Höhe der Alfu gestritten wird„ In entsprechender Äeise hat das

Bundessozialgericht den % 148 Nr„ 4 SGG ausgelegt (vglo BSG„3

So 124;43„ 709 268; Soch SGG @148 Bl„ Da 2 Nro 6)? soweit als

Voraussetzung des Anspruchs auf Ausgleichsrente die sicherste]?

lung des Lebensunterhalte in Frage stand°

Zweifel") ob 5 147 SGG anzuwenden wäre9 könnten gleichwohl ent—
stehen9 wenn die Frage der Bedürftigkeit lediglich anhand der

Anrechnuhgsvorschriften‚ also in Form einer reinen Berechnung

geprüft werden müsste„ Das kommt aber jedenfalls im vorliegen—

den Falle nicht in Betrachto Vielmehr ist zunächst festzustel—

len? ob die Anspruchsvoraussetzung der Bedürftigkeit als sol—

che gegeben ist„ Deshalb war die Berrfung nach 5 143 SGG zu—
lässigo

VIODie Klägerin begehrt die Alfu auf Grund der Verordnung des Bay-

erischen Staatsministers für Arbeit und Soziale Fürsorge über
die Arheitslosenfürsorge vom 24„ November 1948 in der Fassung

vom 500 Juni 1949 (Bayer‚ GV31„ 1949 SO 259 172)c Der Geltung5e

bereich der maßgeblichen Vorschriften dieser Verordnung er—
streckt sich — mindestens seinem Inhalt nach — über den Bezirk

des Berufungsgerichts hinaus (@ 162 Abeo 2 SGG) und ist demge—

mäß revisibles Rechto

rm 5 1 dieser Verordnung wird die Bedürftigkeit als Anspruchs—

vorauesetzung programmatisch aufgeführt9 im @ 3 ihr Inhalt da—

hin erläutert, daß bedürftig im Sinne des 5 l ist‚ wer den not—

wendigen Lebensunterhalt weder aus eigenen Kräften und Mitteln9

noch mit Hilfe von Angehörigen bestreiten kenne Hierzu gibt
@ 6 Anrechnungsvorechrifteno Sie können grundsätzlich jedoch

erst angewandt werden? wenn die Bedürftigkeit als solche bejaht

und dann deren Grad zu ermitteln ieto Dagegen ist es jedenfalls

in einem Falle wie hier nicht angängig‚ lediglich auf Grund die—
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ser Anrechnungevorschriften, also mit einer reinen Berechnung?

die Eedürftigkeit dem Grunde nach zu verneinen; denn gemäß

5 3 ist zur Feststellung, ob der Arbeitslose seinen Lebensun—
terhalt mit Hilfe von Angehörigen bestreiten kann9 zunächst zu

prüfen‚ Welche Angehörigen vorhanden sind, in welchem rechtli—

chen Verhältnis sie zum Arbeitslosen stehen und inwieweit sie

rechtlich verpflichtet sind, ihm Unterhalt zu gewähren°
Die Auffassung des Sozialgerichts„ des Landessozialgerichts

und der Beklagten, die Anrechnungsvorsehriften des 5 6 gingen

als Spezielbestimmungen den Unterhaltsvorschriften des Bürger—

lichen Gesetzbuehes
vor‚ ist nicht richtig(} Diese Anrechnungs—

vor30hriften enthalten nur ein vereinfachtes Bereehnungsver—

fahren zur Feststellung des Ausmaßes der Bedürftigkeit‚ sollen
und können aber reichs— oder bundesrechtliche Vorschriften über

die an sich bestehende Unterhaltsverpfliehtung nicht abändern

oder außer Kraft setzeno '

Die Bayern Alqu0 ist auf Grund der 55 1159 140 Absol des Ge—

setzes über Arbeitsvcrmittlung und Arbeitslosenversieherung
(AVAVG) von 16° Juli 1927 (RGB1„ I SE)187) in der Fassung des,

Gesetzes Nr° 82 zur Änderung des AVAVG vom 200 Oktober 1947
(Bayer„ GVBlG S° 185) erlassen mordeno Der für die vorliegende

Frege hauptsächlich in Betracht kommende @ ll5 Absol AVAVG

lautet;
}

.

"Der Arbeitsminister wird ermächtigt‚ im Einvernehmen mit
den zuständigen Landesbehörden zu bestimmen, daß abwei—
chend von den Vorschriften der @@95 bis 99, 105 bis 107
Arbeitslosenur37rstützung als Arbeitslosenfürsorge aus
Lendesmitteln .nrch die Arbeitsämter gewährt wird"0

Damit wurde der Arbeitsminister nur ermächtigt, von den Vor—

schriften über die An artechnitserfüllung (5% 95 ffo)9 die

Unteretützungedeuer (% 99) und die Bemessung der Unterstützung
(55 106 ff„) abzuweichen, nicht aber die grundlegenden Unter—

Vheltsvorschriften des BGB ebzudnderno Es wäre auch nicht zu—

lässig geneeen,'einem Lendeeminister diese Befugnis zu geben°

Im übrigen geht aus den Anrechnungevoreehriften selbst hervorg

daß die Unterhaltsvorschriften des BGB nicht berührt werden

sollten; denn nach 5 6 Absol Buehst° b der Bayer° Alqu0 ist

_ 7 l
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. uoao in bestimmten Umfang das Einkommen der Angehörigen des Ar-

beitslosen anzurechnena ”die mit ihm im gemeinsamen Haushalt le—

ben und ihm auf Grund einer rechtlichen Pflicht Unterhalt zu ge—

währen haben;" Hiernach ist zunächst
zu prüfen9 ob eine Rechts—

pflicht zur Gewährung von Unterhalt besteht? und zwar ausgehend

von<ien Unterhaltcvocschriften des BGB„

Nach @ 1601 BGB sind Verwandte in gerader Linie verpflichtet?

einander Unterhalt zu gewähren° Sofe1n es sich — wie hier — um

einen volljährigen Angehörigen handelt? wird die Unterhalts—

pflicht durch @l603 Abs„l BGB jedoch eingeschränkt; denn da—
nach ist unterhaltspflichtig nicht‚ Wer bei Berücksichtigung

seiner sonstigen Verpflichtungen ausnerstande ist, ohne Gefahr—-

dung seines standesmäßigen Unterhalts den Unterhalt zu gewähren?

Ob dies der Fall war? mußte deshalb zunächst geklärt_werden„ Hier—

bei wären auch die außergewöhnlichen Belastungen zu berücksichti-

gen9 die den Eltern der Klägerin infolge ihres Alters und Gesund-

heitszustandes laufend entstehen° Insoweit kann dahingestellt blei—

ben„ ob der Aufwand für Heil— und 3tärkungsmittel unter den steu—
\

errechtlichen Begriff der 'Jerbungskoeten" fälltn

Jürde sich danach herausstellen9 daß der standesmäßige Unterhalt

gefährdet war‚ so ist kein Raum für die Anrechnung des väterli—

chen Einkommens, sondern die Bedürftigkeit hätte ohne Einschrän—

' kung bejaht werden müssen9 wenn die sonstigen Voraussetzungen

vorlageno .

VIIQDaS Landess02ialgericht hat den Begriff der Unterhaltspflicht

im Sinne der BayeroAlquo verkannt und es darum unterlassen? die
erforderlichen Feststellungen über die Unterhaltcpflicht_nach den

55 1601 ff„ BGBzu trefi'ezu Deshalb mußte das Urteil des Landes—
sozialgerichts aufgehoben und die Sache zur erneuten Verhandlung

und Entscheidun an =iesos zurückverwiesen werden (@ 170 Abso2

Satz 2 SGG)O

Die Entscheidung über die Kosten bleibt dem abschliessenden Ur-
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